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Besserer Schutz der Opfer 
von Gewaltverbrechen 
wird kaum bestritten 
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initiative «zur Entschädigung der Opfer von Ge-
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VORGESCHICHTE 1980 reichen Journalisten des Schweizerischen Beobachters die Volks-
initiative «zur Entschädigung der Opfer von Gewaltverbrechen» ein. Die 
Initiative fordert, dass der Staat die Voraussetzungen schafft, dass «die 
Opfer vorsätzlicher Straftaten gegen Leib und Leben angemessen ent-
schädigt» werden (BBl 1984 II 805). Das Grundanliegen der Initiative ist in 
weiten Kreisen unbestritten und gegen den Umstand, dass die geltende 
Rechtsordnung den Anliegen der Opfer strafbarer Handlungen nicht ge-
nügend gerecht wird, werden seit längerem Gegenmassnahmen gefor-
dert. 

So erklärt sich der Bundesrat in seiner Botschaft vom Juni 1983 mit dem 
Zweck der Initiative denn auch einverstanden. Er sieht in der Forderung 
der Initianten indes gewisse Mängel und unterbreitet dem Parlament 
deshalb einen direkten Gegenvorschlag. Dabei sieht sein Vorschlag eine 
weiter gehende Unterstützung der Opfer von Gewaltverbrechen vor als 
die Initiative, was «in der Initiativgeschichte ein Novum» darstellt (APS 
1983). Der Bundesrat will einerseits nicht nur die Opfer vorsätzlicher, 
sondern aller Gewaltverbrechen unterstützen. Anderseits will er die Vor-
aussetzungen schaffen, dass die Opfer auch moralisch, nicht nur finan-
ziell unterstützt werden. Dabei sieht er eine materielle Unterstützung nur 
für Personen vor, die infolge einer Straftat in «ernsthafte wirtschaftliche 
Schwierigkeiten» geraten. Ferner sieht er vor, dass in erster Linie die 
Kantone für die (materielle) Hilfestellung zuständig sein sollen. 

Die eidgenössischen Räte stimmen nach kurzen Auseinandersetzungen 
über die Fragen der Zuständigkeitsregelung und des Adressatenkreises 
der Hilfestellungen dem bundesrätlichen Gegenentwurf zu, modifizieren 
diese Vorlage aber dahin gehend, dass sie die materielle Hilfestellung er-
weitern und für alle Opfer von Gewaltverbrechen vorsehen, die infolge 
der Straftat in «wirtschaftliche Schwierigkeiten» geraten (BBl 1984 II 
805).  

Die Initianten sind mit dem vom Parlament verabschiedeten Gegenent-
wurf zufrieden und ziehen ihre Initiative zurück. 

GEGENSTAND Die BV wird durch Art. 64ter ergänzt, der lautet: «Der Bund und die Kan-
tone sorgen dafür, dass die Opfer von Straftaten gegen Leib und Leben 
Hilfe erhalten. Dazu gehört eine angemessene Entschädigung, wenn die 
Opfer infolge der Straftat in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten.» 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die Vorlage ist praktisch unbestritten – es kommt zu keinem Abstim-
mungskampf. Alle Nationalparteien, alle Wirtschaftsdach- und Arbeit-
nehmerverbände geben die Japarole aus. Einzig einzelne Liberale stellen 
sich gegen die Vorlage, da sie die Regelung dieser Angelegenheit nicht als 
Staats-, sondern als Privataufgabe sehen. 
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ERGEBNIS Der Gegenentwurf wird in allen Kantonen und mit einem Jastimmen-
durchschnitt von 82,1% überdeutlich angenommen. In der Deutsch-
schweiz ist die Zustimmung etwas akzentuierter, am tiefsten ist sie im 
Kanton Wallis mit 63,8%. 
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